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Leitsätze Hat sich die Vorläufigkeit einer

Leistungsbewilligung durch Zeitablauf (§
44a Abs. 6 Satz 1 SGB XII) erledigt, darf
die Vorläufigkeit der Bewilligung im
gerichtlichen Verfahren unabhängig
davon, ob sie ursprünglich rechtswidrig
war, nicht mehr aufgehoben werden.

Normenkette SGB 12 § 44a
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Aktenzeichen S 2 SO 307/21
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2. Instanz

Aktenzeichen L 7 SO 2466/22
Datum 02.03.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 19.Â Juli 2022
abgeÃ¤ndert und die Klage insgesamt abgewiesen.

AuÃŸergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.
Â 

Tatbestand

Mit Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 (Bl.Â 237 Verwaltungsakten) bewilligte die Beklagte
dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Oktober 2020 bis 31.Â MÃ¤rz 2021 Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in HÃ¶he von monatlich 799,00Â â�¬.
Hierbei berÃ¼cksichtigte sie neben dem Regelsatz fÃ¼r Alleinstehende in HÃ¶he von
432,00Â â�¬ eine (kopfanteilige) Kaltmiete in HÃ¶he von 317,00Â â�¬ und Nebenkosten in
HÃ¶he von 50,00Â â�¬. Im Bescheid fÃ¼hrte die Beklagte u.a. aus: â��Die Leistung der
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Grundsicherung wird vom 1.Â Oktober 2020 bis 31.Â MÃ¤rz 2021 gemÃ¤Ã� Â§Â 44a
SGBÂ XII vorlÃ¤ufig bewilligt, da mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Ã�nderung in ihren
EinkommensverhÃ¤ltnissen zu erwarten ist. Vorliegend handelt es sich hierbei um die
Ã�nderung der russischen Rentenzahlung und den schwankenden Rubelwechselkursâ��.

Auf den hiergegen erhobenen Widerspruch des KlÃ¤gers bewilligte die Beklagte mit
Bescheid vom 15.Â Oktober 2020 (Bl.Â 261 Verwaltungsakten) Leistungen fÃ¼r die
Zeit vom 1.Â Oktober 2020 bis zum 30.Â September 2021 in HÃ¶he von monatlich
808,94Â â�¬. Hierbei berÃ¼cksichtigte sie auch einen Mehrbedarf Warmwasser in
HÃ¶he von monatlich 9,94Â â�¬. Im Bescheid fÃ¼hrte die Beklagte u.a. aus: â��Die
Leistung der Grundsicherung wird vom 1.Â Oktober 2020 bis 31.Â MÃ¤rz 2021
gemÃ¤Ã� Â§Â 44 SGBÂ XII vorlÃ¤ufig bewilligt, da mit hoher Wahrscheinlichkeit
eine Ã�nderung in Ihren EinkommensverhÃ¤ltnissen zu erwarten ist. Vorliegend
handelt es sich hierbei um die Ã�nderung der russischen Rentenzahlung und den
schwankenden Rubelwechselkursâ��.

Mit Widerspruchsbescheid vom 15.Â Januar 2021 wies die Beklagte den
Widerspruch des KlÃ¤gers im Ã�brigen zurÃ¼ck (Bl.Â 305 Verwaltungsakten).

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 2.Â Februar 2021 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe
(SG) erhoben und beantragt, den Bescheid der Beklagten vom 7.Â Oktober 2020 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 15.Â Januar 2021 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte zu verurteilen, ihm ab dem 1.Â Oktober 2020 Leistungen fÃ¼r Kosten der
Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von monatlich 523,00Â â�¬ zu gewÃ¤hren.
Gegen die VorlÃ¤ufigkeit der Bewilligung hat sich der KlÃ¤ger nicht ausdrÃ¼cklich
gewandt.

Mit Urteil vom 19.Â Juli 2022 hat das SG den Bescheid vom 15.Â Oktober 2020
insoweit aufgehoben, als die dort bewilligten Leistungen nur noch vorlÃ¤ufig
bewilligt worden sind. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
hat das SG ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger, der mit seinem Sohn und der
Schwiegertochter gemeinsam in einer Wohnung wohne, sei nicht vertraglich zur
Tragung von Unterkunftskosten verpflichtet. Damit richte sich der Anspruch auf
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach Â§Â 42a Abs.Â 3 SatzÂ 1 ZwÃ¶lftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGBÂ XII). Es bestehe deshalb ein kopfanteiliger Anspruch von
einem Drittel der tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von
monatlich 316,66Â â�¬ zuzÃ¼glich 50,00Â â�¬ Nebenkostenvorauszahlungen. Der
gesetzlich vorgesehene Bedarf des KlÃ¤gers an Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung sei damit mit dem bewilligten Betrag von 367,00Â â�¬ gedeckt.

Die Anfechtungsklage habe jedoch insoweit Erfolg, als die Beklagte im
Ã�nderungsbescheid vom 15.Â Oktober 2020 abweichend von der ursprÃ¼nglichen
Bewilligung gemÃ¤Ã� Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 lediglich vorlÃ¤ufige
Leistungen bewilligt habe. Dieses Vorgehen sei schon allein deshalb rechtswidrig,
weil der Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 nicht aufgehoben worden sei, zumal nicht
ersichtlich sei, dass die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Ã�nderung einer
hinsichtlich abschlieÃ�ender GewÃ¤hrung bindenden Entscheidung vorlÃ¤gen.
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Gegen das ihr am 28.Â Juli 2022 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 16.Â August
2022 Berufung beim SG eingelegt. Sie trÃ¤gt vor, das SG sei unzutreffend davon
ausgegangen, dass mit Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 bereits eine endgÃ¼ltige
Leistungsbewilligung erfolgt sei. Denn auch mit Bescheid vom 7.Â Oktober 2020
habe sie fÃ¼r die Zeit vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. MÃ¤rz 2021 lediglich
vorlÃ¤ufige Leistungen bewilligt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 19.Â Juli 2022 abzuÃ¤ndern und die
Klage insgesamt abzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat keinen Antrag gestellt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Beklagtenakten
sowie der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge ergÃ¤nzend Bezug genommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

EntscheidungsgrÃ¼nde

1. Die gemÃ¤Ã� Â§Â 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� 
Â§Â 151 Abs.Â 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten,
Ã¼ber die der Senat im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gem. Â§ 124 Abs. 2 SGG
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.
Insbesondere besteht ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die Berufung. Dieses folgt
aus der formellen Beschwer der Beklagten, soweit sie im Klageverfahren unterlegen
ist. Mit dem Erfordernis der Beschwer wird gewÃ¤hrleistet, dass das Rechtsmittel
nicht ohne ein sachliches BedÃ¼rfnis des RechtsmittelklÃ¤gers eingelegt wird. Ein
solches sachliches BedÃ¼rfnis liegt u.a. vor, wenn die eigentliche Beschwer
vorwiegend von der den RechtsmittelklÃ¤ger belastenden Kostenentscheidung
ausgeht (Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 12. Juli 2012 â�� B 14 AS 35/12 R
â�� juris Rdnr. 10 m.w.N.).

Die Berufung bedurfte insbesondere nicht der Zulassung gemÃ¤Ã� Â§Â 144 Abs.Â 1
SatzÂ 1 Nr.Â 1, SatzÂ 2 SGG, da die Berufung der Beklagten nicht eine Geld-,
Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft.
Streitig ist vielmehr, ob die mit Bescheid vom 15.Â Oktober 2020 bewilligten
Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Oktober 2020 bis zum 31.Â MÃ¤rz 2021 anstatt
â�� wie bewilligt â�� als vorlÃ¤ufige Leistungen als endgÃ¼ltige Leistungen zu
bewilligen waren. Damit ist nicht die HÃ¶he der Leistung streitig. Die vorlÃ¤ufige
Leistung ist eine Leistung sui generis und ein Aliud gegenÃ¼ber der endgÃ¼ltigen
Leistung. Materiell-rechtlich handelt es sich bei der vorlÃ¤ufigen Leistung und der
endgÃ¼ltigen Leistung um zwei verschiedene AnsprÃ¼che (vgl. BSG, Urteil vom
10.Â Mai 2011 â�� B 4 AS 139/10 R â�� juris zur gleichlautenden Vorschrift in 
Â§Â 41a Zweites Buch Sozialgesetzbuch [SGBÂ II]).
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Nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens ist die HÃ¶he der Kosten der Unterkunft
und Heizung, da der KlÃ¤ger gegen das insoweit klageabweisende Urteil keine
(Anschluss-)Berufung eingelegt hat und dieses insoweit bestandskrÃ¤ftig geworden
ist.

2. Entgegen der Auffassung des SG ist der Bescheid vom 15.Â Oktober 2020 nicht
nur bezÃ¼glich des Zeitraums vom 1.Â Oktober 2020 bis zum 31.Â MÃ¤rz 2021,
sondern insgesamt Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden. Wird wÃ¤hrend
des Vorverfahrens der Verwaltungsakt abgeÃ¤ndert, so wird auch der neue
Verwaltungsakt Gegenstand des Vorverfahrens (Â§Â 86 HalbsatzÂ 1 SGG). Nach der
Rechtsprechung des BSG, der sich der Senat anschlieÃ�t, werden bis zum Erlass des
Widerspruchsbescheids (ausdrÃ¼cklich oder konkludent) ergehende
Bewilligungsbescheide fÃ¼r FolgezeitrÃ¤ume in analoger Anwendung des Â§Â 86
SGG Gegenstand des Widerspruchsverfahrens (BSG, Urteil vom 14.Â April 2011 â�� 
B 8 SO 12/09 R â�� juris; BSG, Urteil vom 9.Â Dezember 2016 â�� B 8 SO 14/15 R
â�� juris Rdnr.Â 11; Binder in Berchtold, SGG, 6.Â Aufl. 2020, Â§Â 86 Rdnr.Â 3; a.A.
Senger in HK-SGG, Stand 15.Â Juni 2022, Â§Â 86 Rdnr.Â 22).

FÃ¼r das vorliegende Berufungsverfahren kann dies jedoch dahingestellt bleiben.
Denn die Beklagte hat mit dem Bescheid vom 15.Â Oktober 2020 die Leistungen der
Grundsicherung lediglich fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Oktober 2020 bis zum 31.Â MÃ¤rz
2021 als vorlÃ¤ufige Leistung bewilligt. Da hinsichtlich der Leistungen fÃ¼r die Zeit
ab 1.Â April 2021 insoweit keine Regelung getroffen worden ist, ist die Bewilligung
insoweit endgÃ¼ltig erfolgt.

3. Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

a) Das Gericht darf nur Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che
entscheiden. Der erhobene Anspruch als Streitgegenstand wird nach Inhalt und
Umfang allein vom KlÃ¤ger mit seiner Klage â�� dem prozessualen Begehren â��
bestimmt. Hierdurch wird der PrÃ¼fungsumfang des Gerichts bestimmt, dieses darf
Ã¼ber das Klagebegehren nicht hinausgehen oder anderes zusprechen (BSG, Urteil
vom 7. Dezember 2017 â�� B 5 R 176/17 B â�� juris Rdnr. 14).

Das SG hat jedoch Ã¼ber einen Streitpunkt entschieden, der nicht Gegenstand der
gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung war. Eine Anfechtungsklage mit dem Ziel, die
VorlÃ¤ufigkeitserklÃ¤rung zu beseitigen und eine endgÃ¼ltige Bewilligung zu
erlangen, ist zwar statthaft (vgl. BSG, Urteil vom 12. Oktober 2016 â�� B 4 AS 60/15
R â�� juris Rdnr.13). Eine Anfechtung der vorlÃ¤ufigen Bewilligung durch den
KlÃ¤ger ist jedoch nicht erfolgt. Dieser hat sich allein gegen die festgesetzte
LeistungshÃ¶he und nicht gegen die VorlÃ¤ufigkeit der Bewilligung gewandt.

b) Aber selbst wenn nach dem MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatz davon auszugehen
wÃ¤re, dass der Bescheid insgesamt einschlieÃ�lich der vorlÃ¤ufigen
Leistungsbewilligung zur Ã�berprÃ¼fung durch das SG gestellt war, hÃ¤tte eine
Entscheidung Ã¼ber die VorlÃ¤ufigkeit der Bewilligung im Zeitpunkt der
erstinstanzlichen Entscheidung nicht mehr ergehen dÃ¼rfen. Denn die
VorlÃ¤ufigkeit der Leistungsbewilligung hatte sich zwischenzeitlich durch Zeitablauf
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erledigt.

Dies folgt aus Â§ 44a Abs. 6 SGB XII. Ergeht danach innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des Bewilligungszeitraums keine abschlieÃ�ende Entscheidung nach Absatz
4, gelten die vorlÃ¤ufig bewilligten Geldleistungen als abschlieÃ�end festgesetzt.
Satz 1 gilt nicht, 1. wenn die leistungsberechtigte Person innerhalb der Frist nach
Satz 1 eine abschlieÃ�ende Entscheidung beantragt oder 2. der Leistungsanspruch
aus einem anderen als dem nach Absatz 2 anzugebenden Grund nicht oder nur in
geringerer HÃ¶he als die vorlÃ¤ufigen Leistungen besteht und der fÃ¼r die
AusfÃ¼hrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustÃ¤ndige TrÃ¤ger Ã¼ber diesen
innerhalb eines Jahres seit Kenntnis von diesen Tatsachen, spÃ¤testens aber nach
Ablauf von zehn Jahren nach der Bekanntgabe der vorlÃ¤ufigen Entscheidung
abschlieÃ�end entschieden hat (Â§ 44a Abs. 6 SGB XII).

Die Voraussetzungen des Â§ 44a Abs. 6 Satz 2 SGB XII haben nicht vorgelegen, da
der KlÃ¤ger keine abschlieÃ�ende Entscheidung beantragt hat und auch keine
Entscheidung nach Â§ 44a Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 SGB XII erfolgt ist.

Nach der Rechtsprechung des BSG zu der mit Â§ 44a Abs. 6 SGB XII inhaltsgleichen
Regelung in Â§ 41a Abs. 5 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ist dort unter
dem Gesichtspunkt verwaltungsÃ¶konomischen Handelns die Erledigung der
vorlÃ¤ufigen Bewilligung durch Zeitablauf vorgesehen, wobei es unbeachtlich ist, ob
die vorlÃ¤ufige Bewilligung bestandskrÃ¤ftig geworden ist (BSG, Urteil vom 18. Mai
2022 â�� B 7/14 AS 1/21 R â�� juris Rdnr. 10 f.). Die im Verlauf des Klage- bzw.
Berufungsverfahrens eintretende Ã�nderung des Inhalts der angefochtenen
Verwaltungsentscheidung wird Kraft gesetzlicher Anordnung gemÃ¤Ã� Â§ 44a Abs.
6 Satz 1 SGB XII bewirkt, nach der es auf den bloÃ�en Zeitablauf ankommt (BSG,
a.a.O., juris Rdnr. 25 zu Â§ 41a Abs. 5 Satz 1 SGB II). Durch den Eintritt der Fiktion
erledigt sich der auf die VorlÃ¤ufigkeit der Leistungsbewilligung beziehende Teil der
BewilligungsverfÃ¼gung (BSG, a.a.O., juris Rdnr. 26).

Vorliegend hatte der Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. MÃ¤rz
2021 eine vorlÃ¤ufige Bewilligungsentscheidung getroffen. Im Zeitpunkt der
gerichtlichen Entscheidung am 19. Juli 2022 waren damit mehr als ein Jahr seit dem
Ende des Bewilligungszeitraums vergangen, so dass die Leistungen gem. Â§ 44a
Abs. 6 Satz 1 SGB XII als endgÃ¼ltig festgesetzt galten.

c) Lediglich ergÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass entgegen der Auffassung des SG
die Leistungsbewilligung auch im Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 lediglich
vorlÃ¤ufig erfolgt ist. Sowohl im Bescheid vom 7.Â Oktober 2020 als auch im
Bescheid vom 15.Â Oktober 2020 wurden die Leistungen vorlÃ¤ufig mit der
identischen Formulierung bewilligt: â��Die Leistung der Grundsicherung wird vom
1.Â Oktober 2020 bis 31.Â MÃ¤rz 2021 gemÃ¤Ã� Â§Â 44a SGBÂ XII vorlÃ¤ufig
bewilligt, da mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Ã�nderung in ihren
EinkommensverhÃ¤ltnissen zu erwarten ist. Vorliegend handelt es sich hierbei um
die Ã�nderung der russischen Rentenzahlung und den schwankenden
Rubelwechselkursâ��.
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Die Voraussetzungen fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Entscheidung haben auch vorgelegen.
Ã�ber die Erbringung von Geldleistungen ist vorlÃ¤ufig zu entscheiden, wenn die
Voraussetzungen des Â§Â 41 Abs.Â 2 und 3 SGB XII feststehen und 1. zur
Feststellung der weiteren Voraussetzungen des Anspruchs auf Geldleistungen
voraussichtlich lÃ¤ngere Zeit erforderlich ist und die weiteren Voraussetzungen
fÃ¼r den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen oder 2. ein
Anspruch auf Geldleistungen dem Grunde nach besteht und zur Feststellung seiner
HÃ¶he voraussichtlich lÃ¤ngere Zeit erforderlich ist (Â§Â 44a Abs.Â 1 SGBÂ XII). Der
Grund der VorlÃ¤ufigkeit der Entscheidung ist im Verwaltungsakt des
ausfÃ¼hrenden TrÃ¤gers anzugeben. Eine vorlÃ¤ufige Entscheidung ergeht nicht,
wenn die leistungsberechtigte Person die UmstÃ¤nde, die einer sofortigen
abschlieÃ�enden Entscheidung entgegenstehen, zu vertreten hat (Â§Â 44a Abs.Â 2
SGBÂ XII).

Zur Feststellung der weiteren Voraussetzungen des Anspruchs war noch die
Kenntnis erforderlich, ob und ggf. in welcher HÃ¶he der KlÃ¤ger eine Rente aus der
russischen FÃ¶deration bezieht, da diese als Einkommen nach Â§ 82 SGB XII bei der
endgÃ¼ltigen Bewilligung zu berÃ¼cksichtigen ist. Im streitigen
Bewilligungszeitraum hat der KlÃ¤ger zwar keine Rente der Russischen FÃ¶deration
bezogen. Ein Rentenbezug lag jedoch fÃ¼r die Zeit bis zum 31. Oktober 2019 vor.
Nach dem Schreiben der Verwaltung des Rentenfonds der Russischen FÃ¶deration
in J vom 10.Â MÃ¤rz 2020 (Bl. 165 Verwaltungsakten) war jedoch nach Beantragung
der Wiederaufnahme der Versicherungsrentenzahlungen und Vorlage dort
benannter Dokumente eine WeitergewÃ¤hrung der Rente mÃ¶glich. Dies
rechtfertigt eine vorlÃ¤ufige Bewilligung, nachdem der KlÃ¤ger zur Beantragung der
Rente aufgefordert worden war. Auch war die zeitliche Begrenzung auf sechs
Monate in beiden Bescheiden nicht zu beanstanden (vgl. BlÃ¼ggel in jurisPK-
SGBÂ XII, 3.Â Aufl. Stand 27.Â August 2020, Â§Â 44a Rdnr.Â 47).

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGG.

5. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§Â 160 SGG) liegen nicht vor.
Â 

Erstellt am: 24.03.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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